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Zusammenfassung
In den 1970er-Jahren hat sich die bis dahin US-amerikanisch geprägte Wahlforschung 
internationalisiert. Seit den 1990er-Jahren ist der Mainstream der Wahlforschung vergleichend 
ausgerichtet, da sich die Wirkung institutioneller und anderer kontextueller Variablen nur so 
kontrollieren lässt. Neben dem internationalen Vergleich werden dabei zunehmend auch 
subnationale Kontexte berücksichtigt oder beide Perspektiven miteinander kombiniert. Eine 
leistungsfähige Forschungsinfrastruktur, der technische Fortschritt bei Hard- und Software sowie die
enorm gestiegene Qualität der quantitativ-methodologischen Ausbildung haben diese Entwicklung 
ermöglicht und vorangetrieben.
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1 Einleitung
Die Wahlforschung ist eines der wichtigsten Teilgebiete der Politischen Soziologie. Sie operiert 
damit an der Schnittstelle zwischen Politikwissenschaft und Soziologie. Zunächst war die 
Wahlforschung ganz auf die Erklärung nationaler Phänomene ausgerichtet. Verglichen wurden hier 
lediglich die Verhältnisse innerhalb eines politischen Systems, etwa in Frankreich (Siegfried 1913) 
oder den USA (Key 1959).

Seit etwa Ende der 1960er-Jahre hat jedoch die international vergleichende Perspektive in der 
Wahlforschung stetig an Bedeutung gewonnen. Ausgangspunkt für diese Entwicklung war das 
Interesse der Vertreter des sozialpsychologischen Modells (s.Kap. “Der sozialpsychologische 
Ansatz“ Abschn. 2.2) ihre Befunde in einem „most dissimilar“ Design zu validieren (Miller 1994, S. 
256). Umgekehrt zog die an der University of Michigan/Ann Arbor beheimatete Forschergruppe 
Kollegen aus der ganzen Welt, insbesondere aber aus Nord-West-Europa an. Auf diese Weise 
entstanden Kooperationsbeziehungen zwischen den Leitern verschiedener nationaler Wahlstudien, 
die teils über Jahrzehnte Bestand hatten (Miller 1994, S. 256–259) und den Grundstein für die 
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Institutionalisierung der vergleichenden Wahlforschung seit den 1970er-Jahren legten (Mochmann 
2002).

Der vorliegende Beitrag gliedert sich in zwei Teile. Abschnitt s. Kap. „Theorien des 
Wählerverhaltens“ 2 gibt zunächst einen knappen Überblick über die wichtigsten Ansätze der 
allgemeinen Wahlforschung. Abschnitt s. Kap. „Vergleichende Wahlforschung“ 3 stellt dann die 
wichtigsten Forschungsfelder, Datenquellen und Methoden der vergleichenden Wahlforschung vor.

2 Theorien des Wählerverhaltens
Die Anfänge der Wahlforschung liegen in der offiziellen Statistik des 19. Jahrhunderts und im Werk 
André Siegfrieds, der zu Beginn des 20. Jahrhunderts damit begann, Wahlergebnisse mit 
kartographischen Methoden darzustellen und Zusammenhänge etwa zwischen der Siedlungsstruktur 
und dem Abschneiden bestimmter Parteien zu untersuchen. Den Kern der modernen Wahlforschung 
bilden aber drei Theoriebündel, die Mitte des 20. Jahrhunderts in den USA begründet wurden und 
schlagwortartig als soziologischer, sozialpsychologischer und ökonomischer (oder rationalistischer) 
Ansatz bezeichnet werden.1 In der Forschungspraxis werden häufig in sehr pragmatischer Weise 
Elemente aus allen drei Ansätzen kombiniert. Wie eine explizite Verbindung der Theorien aussehen 
könnte, diskutieren Rudi und Schoen (2014).

2.1 Soziologische Ansätze
Im Bereich der klassischen Wahlsoziologie lassen sich grob zwei Strömungen unterscheiden. Der 
sogenannte mikrosoziologische Ansatz geht auf Studien zurück, die seit den 1940er-Jahren von Paul 
Lazarsfeld und seinen Kollegen an der Columbia University durchgeführt wurden (Berelson und 
McPhee 1954; Lazarsfeld und Gaudet 1944). Die Columbia-Gruppe nahm ursprünglich an, dass sich
Wähler während des Wahlkampfes umfassend informieren, um dann wohlüberlegt eine 
Wahlentscheidung zu treffen. Um diese Hypothese zu prüfen, untersuchten Lazarsfeld et al. in sehr 
aufwendigen Studien die Inhalte regionaler Medien und versuchten diese mit individuellen 
Meinungsbildungsprozessen in Verbindung zu setzen, die sie mit Hilfe wiederholter Befragungen 
erfassten.

Dabei zeigte sich jedoch rasch, dass die meisten Menschen Informationen über politische Inhalte nur
indirekt über sogenannte Meinungsführer wahrnahmen. In vielen Fällen stand die Wahlentscheidung
bereits zu Beginn des Wahlkampfes weitgehend fest und ließ sich durch Kenntnis einiger weniger 
sozio-demographischer Merkmale wie des Berufs, der ethnischen Gruppe oder der 
Religionszugehörigkeit recht gut voraussagen: „A person thinks, politically, as he is, socially“ 
(Lazarsfeld und Gaudet 1944, S. 27). Lazarsfeld et al. erklären diesen Befund mit der Dynamik 
kleiner Gruppen und dem Wunsch des Individuums, sich normkonform zu verhalten, gehen aber 
nicht auf die gesellschaftlichen Voraussetzungen für die Entstehung solcher Muster ein.

1  Naturgemäß können diese Ansätze hier nur in extrem verkürzter Form skizziert werden. Ausführlichere 
Darstellungen finden sich in den Lehrbüchern von Bürklin und Klein (1998), Pappi und Shikano (2007) und 
Roth (2008). Eine umfangreiche Würdigung dieser und anderer Ansätze bieten die von Falter und Schoen 
(2014) bzw. von Arzheimer, Evans und Lewis-Beck (2017) herausgegebenen Handbücher zur Wahlforschung.



Diesen fehlenden Baustein liefert der makrosoziologische Ansatz, dessen Wurzel in den Arbeiten 
der Soziologen Stein Rokkan und Martin Semour Lipset zur Entstehung der westeuropäischen 
Parteiensysteme liegt (Lipset und Rokkan 1967). Lipset und Rokkan führen diese auf eine Reihe 
sozio-politischer Großkonflikte (cleavages) zurück,2 in deren Verlauf es zu einer dauerhaften 
Verbindung zwischen bestimmten sozialen Gruppen und Parteien (z. B. Arbeiter — 
sozialistische/sozialdemokratische Parteien) gekommen sei. Die für ein Land charakteristische 
Konfiguration dieser Konflikte entscheidet aus Sicht von Lipset und Rokkan darüber, welche und 
wieviele Parteien existieren.

Mikro- und makrosoziologischer Ansatz zeichnen gemeinsam ein plausibles Bild davon, wie soziale 
und historische Faktoren das Wahlverhalten beeinflussen können. Damit sind sie insbesondere für 
die (international) vergleichende Wahlforschung bis heute von Bedeutung, weil die Wirkung dieser 
Faktoren naturgemäß nur in vergleichender Perspektive sichtbar werden kann. Außerhalb von 
Phasen revolutionärer Umbrüche tun sich die soziologischen Ansätze jedoch schwer damit, 
Veränderungen im Wählerverhalten zu erklären. Dies erklärt den Erfolg des sozialpsychologischen 
Ansatzes, der im nächsten Abschnitt vorgestellt werden.

2.2 Der Sozialpsychologische Ansatz
In den späten 1940er-Jahren begann sich am Survey Research Center der University of 
Michigan/Ann Arbor eine Arbeitsgruppe um den Sozialpsychologen Angus Campbell mit dem 
Wahlverhalten der Amerikaner zu beschäftigen. Dabei griffen sie auf die Konzepte und Methoden 
der repräsentativen Umfrageforschung zurück. Im Mittelpunkt des neuen Ansatzes standen drei 
Einstellungen (Dispositionen gegenüber politischen Objekten): Kandidaten- und 
Sachfragenorientierungen sowie die Parteiidentifikation, ein dauerhaftes, über die konkrete 
Wahlentscheidung hinausweisendes Gefühl der Verbundenheit mit einer der beiden großen 
amerikanischen Parteien.

Da diese Einstellungen der eigentlichen Wahlentscheidung unmittelbar vorgelagert sind, wurde eine 
erste Studie (Campbell et al. 1954) als tautologisch kritisiert. Die Ann Arbor-Gruppe reagierte auf 
diese Kritik, indem sie in der Folgestudie „The American Voter“ (Campbell et al. 1960) einen 
weitgespannten theoretischen Analyserahmen entwickelte, der historische, soziale, ökonomische und
institutionelle Rahmenbedingungen als vorgelagerte Variablen mit einbezieht. Zugleich revidierten 
die Autoren ihre Sicht auf das Verhältnis der Einstellungen untereinander: Die Parteiidentifikation 
gilt nun als wichtigster Bestandteil der Variablentrias, die in der Lage ist, die Wahrnehmung von 
politischen Themen und Kandidaten zu beeinflussen.

Diese neue theoretische Konzeption dominierte die akademische Debatte für mehr als eine Dekade. 
In der Folge wurde „The American Voter“ zu einer der bis heute am häufigsten zitierten 
Monographien in der Geschichte der Wahlforschung.

Aus dem „American Voter“ und weiteren Umfrageprojekten der Ann Arbor-Gruppe ging schließlich
die US-amerikanische National Election Study hervor, die seit 1948 jede nationale Wahl in den USA
untersucht und damit eines der größten sozialwissenschaftlichen Forschungsprojekte überhaupt 

2  Die vier Grundtypen von Konflikten Staat vs. (katholische) Kirche, Zentrum vs. Peripherie, Arbeit vs. Kapital
und Stadt vs. Land — stehen im Zusammenhang mit revolutionären sozialen Umwälzungen in der Geschichte 
des jeweiligen Landes. Lipset und Rokkan begründen ihren ursprünglichen Ansatz unter Rückgriff auf das 
Werk Talcott Parsons’ (Parsons 1960). Für die weitere Rezeptionsgeschichte spielte dieser systemtheoretische 
Unterbau aber keine Rolle.



darstellt. Im Laufe der Zeit wurde die National Election Study so zum Vorbild für nationale 
Wahlstudien auf der ganzen Welt. Auch der indirekte Einfluss der Ann Arbor-Gruppe auf die 
Wahlforschung ist somit enorm.

Im Laufe der Zeit wurde der ursprüngliche Ansatz immer wieder ergänzt, modifiziert und erweitert 
(Miller 1994), teils sogar durch die ursprünglichen Autoren (Miller und Shanks 1996). Eine der 
interessantesten Entwicklungen besteht dabei darin, dass seit der Jahrtausendwende der 
sozialpsychologische Aspekt, der in der Praxis in den Hintergrund getreten war, betont und zugleich 
der Anschluss an die moderne Kognitions- und Sozialpsychologie gesucht wird (Weisberg und 
Greene 2003; Mayer 2017). Vor allem mit Blick auf die USA wird aktuell außerdem die 
Verbindung zwischen Parteiidentifikation und affektiver Polarisierung verstärkt untersucht (Kalmoe 
und Mason 2022). 

Dennoch wurde Theorie und Forschungspraxis der sozialpsychologisch orientierten Wahlforschung 
immer wieder als dogmatisch und wenig innovativ kritisiert (siehe z. B. Achen 1992). Aus dieser 
intellektuellen Unzufriedenheit heraus speist sich ein dritter Theoriestrang, der im nächsten 
Abschnitt vorgestellt werden soll.

2.3 Der Ökonomische Ansatz
Ausgangspunkt des „ökonomischen“ oder „rationalistischen“ Zugangs zur Wahlforschung ist die 
„Economic Theory of Democracy“, mit der Anthony Downs 1957 zu einem Wegbereiter des 
Rational Choice Ansatzes in der Politikwissenschaft wurde. Obwohl Downs mit den Methoden und 
Ergebnissen der zeitgenössischen Wahlforschung vertraut war, ging es ihm nicht darum, selbst eine 
empirische Studie durchzuführen oder eine realistische Theorie des Wahlverhaltens zu entwickeln. 
Vielmehr konstruiert Downs eine Modellwelt, in der sich aus einigen wenigen axiomatischen 
Annahmen, die er aus der Mikroökonomie übernimmt, interessante Ergebnisse ableiten lassen.

Downs unterscheidet dabei zwischen zwei Klassen von Akteuren: Wählern, die ihr monetäres 
Einkommen aus der Regierungstätigkeit maximieren wollen, und Parteien, die möglichst viele 
politische Ämter besetzen möchten. Sowohl Wähler als auch Parteien sind dabei an die Regeln einer 
Verfassung gebunden, die freie, faire und regelmäßige Wahlen vorsieht.

In Anlehnung an das Vorgehen in der Ökonomie geht Downs zunächst davon aus, dass die Akteure 
über vollständige Präferenzen und Informationen verfügen. Diese zweite Annahme gibt Downs dann
schrittweise auf, um so zu zeigen, dass der Rückgriff auf Ideologien und ähnliche Konstrukte eine 
durchaus rationale Strategie sein kann, wenn die Kosten für die Beschaffung zusätzlicher politischer 
Informationen deren erwarteten Nutzen deutlich überschreiten.

Zu Downs‘ bekanntesten Ergebnissen gehört neben dem auf Hotelling 1929 zurückgehenden 
Medianwähler-Theorem — in einem Zweiparteiensystem mit einer einzelnen Policy-Dimension 
werden die Programme rationaler Parteien an der Position des Wählers konvergieren, der die 
ideologische Mitte des Elektorats repräsentiert — das Wahlparadoxon, das sich aus der rein 
instrumentellen Motivation der Wähler ergibt.

Da Wähler sich nach den Modellannahmen ausschließlich für ihr Einkommen aus der 
Regierungstätigkeit interessieren, ergibt sich der Nutzen der Wahlteilnahme aus der Differenz 
zwischen dem Einkommen, das sie unter der von ihnen bevorzugten Partei erzielen, und dem 
Einkommen, das ihnen zufließt, wenn statt dessen die zweitplatzierte Partei die Regierung 
übernimmt. Anders als bei einer Kaufentscheidung kann der einzelne Wähler aber nicht eigenständig



darüber entscheiden, welche Partei die Wahl gewinnen soll. Vielmehr muss der potentielle Nutzen 
der Wahlteilnahme mit der Wahrscheinlichkeit gewichtet werden, dass der Wähler selbst die 
entscheidende Stimme abgibt, die der bevorzugten Partei zum Sieg verhilft. Diese 
Wahrscheinlichkeit ist unter den Bedingungen einer Massendemokratie verschwindend gering, so 
dass die Kosten der Wahlbeteiligung (vor allem die aufgewendete Zeit) deren erwarteten Nutzen 
stets übersteigen.3 Rationale Wähler sollten sich deshalb nicht an Wahlen beteiligen. Dennoch liegt 
die Wahlbeteiligung bei nationalen Wahlen in Demokratien meist deutlich höher als 50 Prozent.
Seit Erscheinen der „Economic Theory“ haben sich viele hervorragende Theoretiker darum bemüht, 
das Wahlparadoxon aufzulösen. Stärker empirisch orientierte Forscher hingegen sehen in den realen 
Wahlbeteiligungsraten „the paradox that ate Rational Choice Theory“ (Grofman 1993). Dennoch 
konnte sich ca. seit den 1970er-Jahren eine Strömung der empirischen Wahlforschung entwickeln, 
die sich explizit in die Tradition von Downs stellt. Dabei lassen sich vier Felder unterscheiden, auf 
denen besonders intensiv geforscht wird:
1.
Die Re-Interpretation der Parteiidentifikation als Summe der (ökonomischen) Erfahrungen 
(„running tally“), die ein Wähler im Laufe seines politischen Lebens mit den Parteien gemacht hat
(Fiorina 2002).

2.
Die Modellierung von mehrdimensionalen issue- bzw. policy-Räumen, innerhalb derer Wähler 
Präferenzen entwickeln und Parteien programmatische Angebote machen (siehe als Überblick 
Pappi 2000).

3.
Die Bedeutung der Wirtschaftslage für die Erfolgsaussichten von Regierung und Opposition 
(Lewis-Beck und Paldam 2000).

4.
Die Analyse von Anreizen zum taktischen Wählen,4 die der Kontext und insbesondere das 
Wahlsystem auf rationale Wähler ausüben (Cox 1997).

Insbesondere die letzten drei Felder sind für die vergleichende Wahlforschung von großer 
Bedeutung.

3 Vergleichende Wahlforschung
3.1 Forschungsfelder

3.1.1 Kontextvariablen

3 Dies gilt sofern die Wahlteilnahme keinen ergebnisunabhängigen (intrinsischen) Nutzen stiftet, was aber den
Grundannahmen des Modells widersprechen würde.

4  Taktisches Wählen liegt dann vor, wenn sich eine Wählerin bewußt nicht für die eigentlich bevorzugte Partei 
entscheidet, etwa weil sie glaubt, dass diese in einem Mehrheitswahlsystem ohnehin keine Chance hat, ins 
Parlament einzuziehen



In der Forschungspraxis existiert faktisch keine Trennung zwischen (international) vergleichender 
und nationaler (oder subnationaler) Wahlforschung. Nur wenige Forscherinnen und Forscher, die in 
diesem Bereich aktiv sind, sehen sich ausschließlich als Länderspezialisten oder als 
Komparativisten. Dennoch gibt es einige typische Forschungsfelder, die in der national orientierten 
Forschung keine oder eine geringere Rolle spielen. Dies erklärt sich daraus, dass einige für die 
Wahlforschung interessante Variablen innerhalb eines politischen Systems über längere Zeiträume 
völlig oder fast stabil sind.

An erster Stelle ist hier das Wahlsystem zu nennen, das in etablierten Demokratien nur höchst selten 
verändert wird, da eine Veränderung in der Regel nicht im Interesse der Parteien liegt, die darüber 
im Parlament zu entscheiden haben. Kommt es tatsächlich zu einem Wechsel des Wahlsystems wie 
etwa 1996 in Neuseeland, so stellt sich außerdem die Frage, inwieweit das Wählerverhalten vor und 
nach der Wahl überhaupt miteinander vergleichbar ist, und ob ein Wechsel des Wahlsystems 
möglicherweise eine Folge langfristiger Veränderungen im Wahlverhalten als deren Ursache ist. 
Deshalb bietet es sich an, die Wirkung von Wahlsystemen im internationalen Vergleich zu 
untersuchen. Im Mittelpunkt steht dabei häufig die Frage, ob, wie von (Duverger 1951) in seinem 
berühmten „Gesetz“ behauptet, das Wahlsystem einen entscheidenden Einfluss auf das Format des 
Parteiensystems hat.

Dabei ist allerdings zu beachten, dass Wahlsysteme innerhalb einer Region oft kaum variieren. So 
zeigt ein Blick in die Datenbank der Internationalen Parlamentarischen Union, dass lediglich vier 
von 48 europäischen Staaten für die Wahl zur unteren bzw. einzigen Parlamentskammer ein 
Mehrheitswahlsystem verwenden. Bei den karibischen Staaten hingegen sind es 10 von 13 Staaten, 
in denen nach diesem System gewählt wird (http://www.ipu.org/).

Neben dem Wahl- und Parteiensystem wurden und werden in der international vergleichenden 
Wahlforschung eine Vielzahl weiterer Kontextvariablen untersucht. Insbesondere im Bereich der 
Rechtsradikalismusforschung wird etwa der Effekt von Importschocks, Sozialausgaben, 
Zuwanderungs- und Arbeitslosenquoten auf die Wahlabsicht zugunsten der populistisch-
rechtsradikaler Parteien untersucht (Lubbers und Scheepers 2002; Swank und Betz 2003). In 
ähnlicher Weise kann auch das Verhalten anderer Parteien (Arzheimer 2009) oder institutioneller 
Faktoren (Arzheimer und Carter 2006) mit in die Modelle aufgenommen werden. 

Besonderes Augenmerk richtet sich in den letzten Jahren auf das Zusammenspiel von objektiven 
einerseits Indikatoren und der Salienz politischer Themen andererseits (Dennison und Kriesi 2023). 
Bei all diesen Analysen zeigt sich in der Regel immer wieder, dass nationalen Kontextvariablen 
durchaus erklärungskräftig sind, ohne dass individuelle Merkmale und solche Unterschiede 
zwischen den Ländern, die nicht durch Variablen abgebildet werden können, an Bedeutung verlieren
würden. Auch aus diesem Grund werden neben oder ergänzend zu den nationalen Kontexten 
inzwischen auch verstärkt die Effekte subnationaler Kontexte wie Regionen, Kreise oder Gemeinden
untersucht. Idealerweise verbinden sich dabei beide Vergleichsperspektiven wie z.B. bei Fitzgerald 
(2018).

3.1.2 Class Voting und die Bedeutung der Religion

In Abschn. s.Kap. „Soziologische Ansätze“ 2.1 wurde die auf Lipset und Rokkan zurückgehende 
Theorie der sozialen Spaltungen (cleavages) vorgestellt. Zwei dieser Cleavages — Arbeit vs. Kapital
und Staat vs. (katholische) Kirche — sind dafür verantwortlich, dass sozialdemokratische und 
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christdemokratische Parteien bis in die 1980er-Jahre hinein das politische Leben in vielen 
westeuropäischen Gesellschaften bestimmen konnten.

Zur sozialen Basis beider Parteifamilien liegt eine kaum überschaubare Literatur vor, die zeigt, dass 
sich in der Tendenz der Effekt der Klassenzugehörigkeit deutlich abgeschwächt hat. Allerdings stellt
sich diese Entwicklung in verschiedenen Ländern durchaus unterschiedlich darstellt (Nieuwbeerta 
und Graaf 2001; Evans 2017). Globalisierung und Bildungsexpansion erfordern darüber hinaus eine 
differenziertere Erfassung der Berufsklassen und ihrer Beziehungen zu Parteifamilien (siehe z.B. 
Oesch und Rennwald 2018). 

Auch von einem universellen Bedeutungsverlust der Religionszugehörigkeit für Parteien und für das
Wahlverhalten kann keine Rede sein (Broughton und Napel 2000; Elff und Roßteutscher 2017; 
Schwörer und Fernández-García 2021). Im Ergebnis bedeutet dies: „Reports of the death of social 
cleavages are exaggerated“ (Elff 2007). 

Gleichwohl ist festzuhalten, dass in den meisten demokratischen Gesellschaften sowohl die Zahl 
religiöser Menschen als auch die Zahl derjenigen, die klassische Arbeiterberufe ausüben und/oder 
sich selbst als Arbeiter verstehen, langsam aber stetig sinkt. Zugleich werden in der 
wissenschaftlichen Diskussion viele (scheinbar) neue Konflikte über Themen wie Zuwanderung, 
Geschlechtergerechtigkeit oder die europäische Integration in einer gemeinsamen Dimension 
zusammengefasst, die oft mit dem Etikett „Universalismus-Partikularismus“ versehen wird. Vieles 
spricht dafür, dass hier ein neues, von Identitäten und subjektiven Interessenwahrnehmungen 
getragenes und sozialstrukturell verankertes Cleavage entstanden ist (Bornschier et al. 2021).

3.1.3 Nichtwahl

In den letzten vier Dekaden ist die Wahlbeteiligung in Europa (vgl. Abb. 1), aber auch in anderen 
Weltregionen deutlich erkennbar gesunken.5 Da es sich hier klar um einen länderübergreifenden 
Trend handelt, ist das Phänomen der Nichtwahl zu einem wichtigen Gegenstand der vergleichenden 
Wahlforschung geworden. Im Zentrum des Interesses stehen dabei drei Variablenkomplexe:

5  Dargestellt sind Wahlbeteiligungsraten für alle aktuellen Mitgliedsländer unabhängig vom Zeitpunkt des 
Beitritts. Für die baltischen Staaten, die früheren Warschauer-Pakt-Staaten sowie die früheren jugoslawischen 
Teilrepubliken beginnen die Zeitreihen mit den ersten freien Wahlen ab 1989. Für Griechenland, Portugal und 
Spanien beginnen sie mit den ersten freien Wahlen nach dem Ende der jeweiligen Diktatur (1974, 1975 und 
1977).



Abb. 1

Wahlbeteiligung bei nationalen Parlamentswahlen in den Mitgliedsländern der EU (Quelle: 
Eigene Darstellung mit Daten von IDEA)

1. Unterschiede in der Zusammensetzung der Elektorate und dabei besonders der Anteil der 
Jung- und Erstwähler
2. Politisch-kulturelle Unterschiede zwischen den Ländern
3. Institutionelle Unterschiede

Im Ergebnis zeigt sich, dass institutionelle Faktoren, die aus einer Rational Choice-Perspektive die 
Kosten der Wahlbeteiligung beeinflussen, einen erheblichen Teil der Varianz zwischen den Ländern 
erklären können. Besonders starke Effekte haben — wenig überraschend — das Bestehen einer 
Wahlpflicht sowie die automatische Registrierung von Wählern, Möglichkeiten zur Briefwahl sowie 
das Abhalten von Wahlen an arbeitsfreien Tagen (Franklin und Oppenhuis 1995). Ein hoher Anteil 
von Jung- und Erstwählern reduziert ceteris paribus die Wahlbeteiligung, da die Teilnahme an 
Wahlen für viele Bürger eine Gewohnheit darstellt, die sich im Lebensverlauf stabilisiert (Plutzer 
2002).

Beide Faktoren können aber das Absinken der Wahlbeteiligung nicht erklären, da in fast allen 
Gesellschaften das Durchschnittsalter der Wähler durch den demographischen Wandel steigt und die
institutionellen Hürden für die Wahlteilnahme in vielen Ländern gesenkt wurden. Der Rückgang der 
Wahlbeteiligung muss deshalb primär auf politisch-kulturelle Wandlungsprozesse, d. h. auf das 



Verblassen von Wahlnormen und den Bedeutungszuwachs alternativer Beteiligungsformen (Norris 
1999) zurückzuführen sein, die in verschiedenen Ländern unterschiedlich weit fortgeschritten sind. 
Auch die Abschwächung und allmähliche Auflösung von Parteibindungen (dealignment, siehe 
Dalton und Wattenberg 2000), die mit dem oben beschriebenen Bedeutungsverlust der traditionellen 
cleavages einhergeht, gilt als wichtiger Faktor für das Sinken der Wahlbeteiligung.

3.1.4 Economic Voting

„Economic Voting“ ist ein breites und dynamisches Forschungsfeld, dessen Grundannahmen auf 
Downs‘ ökonomische Theorie der Demokratie zurückgehen.6 Aus der „Economic Voting“ 
Perspektive machen die Bürger die jeweilige Regierung für die Wirtschaftslage eines Landes 
verantwortlich. Wenn sich wichtige makroökonomische Kenngrößen wie die Inflationsrate, die 
Arbeitslosenquote und das Bruttosozialprodukt verschlechtern bzw. nicht signifikant verbessern, 
bestrafen die Bürger die Regierungsparteien, indem sie ihnen in Abstimmungen und Umfragen ihre 
Unterstützung entziehen. Dieser Zusammenhang wird als „VP-Function“ bezeichnet (Nannestad und
Paldam 1994).

Aus einer Vielzahl von Studien, die seit den 1970er-Jahren durchgeführt wurde, lässt sich ein Kern 
von weiteren Befunden extrahieren, die weithin akzeptiert sind (Lewis-Beck et al 2017; Lewis-Beck 
und Paldam 2000, S. 114): Wähler haben einen kurzen Zeithorizont, sie orientieren sich stärker an 
der (unmittelbaren) Vergangenheit als an ihren Erwartungen für die Zukunft, die nationale 
Wirtschaftslage ist wichtiger als die persönlichen Finanzen und negative Entwicklungen werden von
den Wählern stärker gewichtet als positive Veränderungen.

Zu den Besonderheiten der „Economic Voting“ Forschung gehört, dass die beschriebenen Effekte 
bei vielen Wahlen recht stark ausfallen, während sie sich in anderen Fällen nicht oder nur in 
geringem Umfang reproduzieren lassen (Lewis-Beck und Paldam 2000, S. 113–114). Eine mögliche 
Erklärung dafür liegt in den Kontextvariablen und hier insbesondere in den institutionellen 
Unterschieden zwischen den Systemen. Während aus Sicht der Wähler in Mehrheitsdemokratien die 
Verantwortlichkeit der Regierung für die wirtschaftliche Entwicklung relativ klar definiert ist, 
kommt es in Konsensusdemokratien durch die Zwänge, die sich aus der Bildung von 
Koalitionsregierungen ergeben, aber auch durch die Intervention von unabhängigen Zentralbanken, 
zweiten Kammern oder starken Verfassungsgerichten zu einer Verantwortungsdiffusion. Dadurch 
schwächt sich der Zusammenhang zwischen Wirtschaftslage und Popularität der Regierung bzw. der
größten Regierungspartei erkennbar und systematisch ab (Anderson 2000; Nadeau et al. 2002). 

Besonders interessant sind vor diesem Hintergrund politische Systeme, in denen die „clarity of 
responsibility“ deutlich und in nachvollziehbarer Weise schwankt. Dies gilt neben der 
Bundesrepublik etwa für Frankreich, wo sich in Zeiten der cohabitation aus Sicht der Wähler die 
Verantwortung für die Wirtschaft vom Präsidenten zum Premierminister verschiebt (Lewis-Beck 
1997).

3.2 Studien, Datenquellen

6  Wie Lewis-Beck und Stegmaier (2009) zeigen, beschäftigte sich aber bereits die Ann Arbor-Gruppe mit 
diesem Thema. Der Ansatz ist damit auch mit einer sozialpsychologischen Perspektive kompatibel.



Der administrative und finanzielle Aufwand für die international vergleichbare Erhebung von 
Wählerdaten ist prohibitiv hoch. Wie oben bereits angedeutet, kam es jedoch schon früh zu einer 
Zusammenarbeit zwischen jenen Forschern, die für verschiedene nationale Wahlstudien 
verantwortlich waren. 1989 wurde diese Praxis durch die Gründung des „International Committee 
for Research into Elections and Representative Democracy“ (ICORE) formalisiert (Karvonen und 
Ryssevik 2001, S. 44). Die führenden europäischen Datenarchive hatten sich bereits in den 1970er-
Jahren zum „Council of European Social Science Data Archives“ (CESSDA, http://www.cessda.org)
zusammengeschlossen (Karvonen und Ryssevik 2001, S. 45).

Neben einem Verzeichnis der von 1945–1995 durchgeführten nationalen Wahlstudien ist aus der 
Kooperation von ICORE, CESSDA und der University of Michigan/Ann Arbor die Comparative 
Study of Electoral Systems (CSES) hervorgegangen (Lagos 2008, S. 589–590). Im Rahmen der 
CSES wird von den beteiligten Institutionen im Anschluss an die Interviews für die jeweilige 
nationale Studie eine weitere Batterie von einheitlichen Fragen gestellt. Die so erhobenen 
Individualdaten werden mit Meso- und Makro-Informationen zusammengespielt und stehen 
Wissenschaftlern auf der ganzen Welt online frei zur Verfügung (http://www.cses.org). Inzwischen 
sind für den Zeitraum von 1996 bis 2023 Daten aus knapp 60 Ländern verfügbar. Damit ist die 
CSES für die vergleichende Wahlforschung eine Ressource von unschätzbarem Wert.

Ähnliche, aber spezifischere Ziele verfolgt die European Election Study (EES, 
https://www.gesis.org/en/services/finding-and-accessing-data/international-survey-programs/
european-election-studies), die seit 1979 die direkten Wahlen zum Europäischen Parlament 
begleitet. Aus vergleichender Perspektive sind diese Europawahlen von besonderem Interesse, weil 
hier in den Mitgliedsländern zum selben Zeitpunkt Kandidaten für dieselbe Institution gewählt 
werden. Neben den Interviews mit den Wählern, die für alle Wahlen vorliegen, wurden zu einzelnen 
Urnengängen zusätzliche Kandidatenbefragungen sowie Inhaltsanalysen der Parteiprogramme und 
der Medienberichterstattung durchgeführt. Hinzu kommen weitere Kontextdaten. Auch die 
Datensätze aus dem EES-Projekt stehen interessierten Wissenschaftlern über das Internet zur 
Verfügung.

Neben diesen reinen Wahlstudien existiert inzwischen eine große Zahl weiterer internationaler 
Surveys, die auch für die Zwecke der Wahlforschung genutzt werden können. Zu den wichtigsten 
dieser Studien zählen das Eurobarometer (https://europa.eu/eurobarometer/screen/home) und seine 
Schwesterstudien (Arab Barometer, Afrobarometer, Asia/Asian Barometer, Latinobarómetro), der 
European Social Survey (https://www.europeansocialsurvey.org/) und der World Values Survey 
(https://www.worldvaluessurvey.org/wvs.jsp).

3.3 Methoden
Dank der „Technological Revolution“ (Karvonen und Ryssevik 2001) in der Erhebung und 
Verbreitung von Umfragedaten (die nicht zuletzt auch eine forschungspolitische und -kulturelle 
Revolution darstellt) verfügt die vergleichende Wahlforschung heute über Möglichkeiten, die in den 
1990er-Jahren noch als utopisch galten (Arzheimer 2017).

Eine ähnliche Revolution hat sich auch auf dem Gebiet der Analysetechniken und der 
Computerhardware vollzogen. Die Datensätze, die in der vergleichenden Wahlforschung verwendet 
werden, sind für sozialwissenschaftliche Verhältnisse sehr groß. So umfasst beispielsweise die 
(partielle) Kumulation der Eurobarometer-Daten (Schmitt et al. 2009) mehrere 100 000 Fälle, was 
einigen hundert Megabyte entspricht. Während frühere Versionen dieser Kumulation die zum 

https://www.worldvaluessurvey.org/wvs.jsp
https://europa.eu/eurobarometer/screen/home
https://www.europeansocialsurvey.org/
http://www.cses.org/
http://www.cessda.org/


Zeitpunkt ihrer Erstellung verfügbaren PCs an den Rande ihrer Leistungsfähigkeit brachten, lassen 
sich die heutigen, weitaus umfangreicheren Datensätze problemlos mit Geräten aus den Regalen der 
Discounter bearbeiten. Parallel dazu ist das technische Niveau der Analysen kontinuierlich 
gestiegen, weil Auswertungsverfahren, die früher eigene Programmierkenntnisse erforderten, in 
Summer Schools und Doktorandenprogrammen gelehrt werden und in Standardsoftware wie R oder 
Stata implementiert sind.

Im Vergleich zur national orientierten Wahlforschung ergeben sich Besonderheiten zum einen aus 
der Natur der abhängigen Variable „Wahlverhalten“. Da die Wähler in den verschiedenen Ländern 
vor je unterschiedlichen Alternativen stehen — selbst bei den Europawahlen kandidieren bisher 
nationale Listen — müssen die nationalen Parteien bzw. Kandidaten einer Parteifamilie zugeordnet 
werden. Dies wirft einerseits die Frage auf, ob etwa eine Entscheidung zugunsten der deutschen SPD
tatsächlich völlig äquivalent zu einer Stimme für die griechische PASOK ist. Andererseits ist unklar 
wie damit umzugehen ist, wenn sich die choice sets sehr stark unterscheiden, weil eine bestimmte 
Parteifamilie in einem Land nicht existiert oder faktisch keine politische Bedeutung hat. Forscher 
aus dem Umfeld der EES haben als Lösung dieses Problems lange Zeit eine spezielle Form der 
linearen Regression propagiert (van der Eijk et al. 2006), die eine aufwendige Variante der 
Wahlabsichtsfrage erfordert, ohne dass klar ist, ob sich die Probleme damit wirklich lösen lassen. 
Die Mehrzahl der Arbeiten verwendet aber weiterhin eines der gängigen Verfahren zur Analyse 
polytomer Daten (in der Regel die multinomiale logistische Regression) oder dichotomisiert die 
abhängige Variable, indem das Stimmverhalten zugunsten einer bestimmten Parteienfamilie mit 
allen anderen Entscheidungen kontrastiert wird.

Eine zweite Besonderheit besteht darin, dass die moderne vergleichende Wahlforschung danach 
strebt, die Effekte von Variablen auf der Mikro- (Personen), Meso- (z. B. Kandidaten, 
Medieninhalte) und Makro-Ebene (Institutionen, nationale Wirtschaftslage etc.) gemeinsam zu 
modellieren. Als elegantes Verfahren dafür hat sich in den letzten Jahren die statistische 
Mehrebenenanalyse etabliert, die gegenüber älteren Methoden eine Vielzahl von Vorteilen bringt 
(Steenbergen und Jones 2002). Allerdings wurde in der Literatur längere Zeit kontrovers darüber 
diskutiert, wieviele Länder für eine Mehrebenenanalyse benötigt werden und ob sich das Verfahren 
überhaupt anwenden lässt, wenn diese Länder nicht zufällig aus einer großen Population ausgewählt 
werden (Stegmueller 2013; Elff et al. 2021). Inzwischen steht eher die Frage im Vordergrund, wie 
sich das Verfahren am besten anwenden lässt (Schmidt-Catran et al. 2019). 

Unabhängig von diesen Details der statistischen Modellierung bringt die Verwendung von Makro-
Daten, die sich in einem Land nur sehr langsam oder gar nicht verändern, Probleme mit sich, die in 
dieser Form bei nationalen Wahlen selten auftreten: Wenn beispielsweise das Wahlsystem innerhalb
eines Landes konstant ist, lässt sich sein Effekt auf die Wahl kleiner Parteien nicht schätzen, obwohl 
dieser möglicherweise sehr stark ausgeprägt ist. Eine Effektschätzung muß dann ausschließlich auf 
Unterschieden zwischen den Ländern basieren. Dieses Vorgehen ist aber mit neuen Problemen 
verbunden, weil die Zahl der Fälle in Relation zu den interessanten Variablen klein ist, diese 
Variablen auf der Makro-Ebene in der Regel sehr eng miteinander korreliert sind7 und überdies 
starke idiosynkratische Effekte einzelner Länder auftreten (unit effects). In diesem Sinne sind viele 
Makro-Datensätze „schwach“ (Western und Jackman 1994) ein in der makro-quantitativen 
Forschung bekanntes grundsätzliches Problem, das auch durch die Verwendung moderner 
Analyseverfahren und die gleichzeitige Berücksichtigung von Mikro-Daten nicht zu lösen ist.

7  So gibt es beispielsweise innerhalb der Europäischen Union keinen föderalen Staat mit einem 
Mehrheitswahlsystem.



4 Zusammenfassung und Ausblick
Bereits seit den 1970er-Jahren haben sich durch den Vergleich von Ergebnissen aus nationalen 
Wahlstudien die Perspektiven der Wahlforschung erheblich erweitert. Die Anfänge der EES in den 
späten 1970er-und dann der CSES in den 1990er-Jahren markieren den Übergang zu einer 
Forschung, die von vornherein auf eine Äquivalenz der Konzepte und Instrumente ausgerichtet und 
damit genuin vergleichend angelegt ist. Die fast flächendeckende Freigabe von Datensätzen für 
Sekundärforscher über das Internet, die Fortschritte in der Computertechnik und die Verbreitung 
moderner statistischer Methoden haben in den letzten zwei Dekaden einen weiteren rasanten 
Fortschritt ermöglicht. Trotz der obengenannten Probleme zählt die international vergleichende 
Wahlforschung heute sowohl in der Wahlforschung als auch in der Vergleichenden 
Politikwissenschaft zu den am weitesten entwickelten Subdisziplinen.
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